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NRW 

Sofortprogramm vorgestellt 
trüber 800 Gästen hat die 
^DU Nordrhein-Westfalen 
'n der Historischen Stadt- 
hal|e Wuppertal ihr Sofort- 

programm für die ersten 
°0Tage nach einem Regie- 

rungswechsel vorgestellt. 
D<e  wichtigsten   Punkte 

dar'n sind eine Initiative für 
^hr   Wachstum   und   Be- 
chäftigung und die sofortige 

Ko nsolidierung der Landes- 

finanzen. Nach einem Wahl- 
sieg am 22. Mai wird die CDU 
NRW in erster Linie bessere 
Rahmenbedingungen für 

neue Arbeitsplätze schaffen. 

„Das Land wurde zu lange un- 
ter Wert regiert. NRW 
braucht eine neue Perspek- 
tive, und wir trauen uns den 
Aufbruch zu", sagte Rüttgers. 
Ein weiterer Hauptpunkt des 
Regierungsprogramms ist 

Angela Merkel: 
Mehr Mut zu Reformen 
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Aktionsmonat Mai: 
„Arbeit statt Rot-Grün" 
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vorgestellt (Seite 1-3) 
Armin Laschet: „Konzept 
für Europäische Nach- 
barschaftspolitik ent- 
wickeln" (Seite 8) Süd- 
west-CDU wählt neue 
Führungsspitze (Seite 9) 

Stephan Toscani: Volks- 
parteien in Saar-Lor-Lux 
beschließen Zusammen- 
arbeit (Seite 10) Meck- 
lenburg-Vorpommern: 
Homepage im neuen Ou- 
tfit (Seite 11) Mecklen- 
burg-Vorpommern: Jür- 
gen Seidel vorgeschlagen 
(Seite   11) Bremen: 
Keine Alternative zur 
Großen Koalition (Seite 
12) Dagmar Wöhrl: Cle- 
ment muss endlich Posi- 
tion beziehen (Seite 13- 
14) 9. Konrad-Aden- 
auer-Preisfür Kommunal- 
politik (Seite 13) 30. 
Deutscher Evangelischer 
Kirchentag „Wenn Dein 
Kind ich Morgen fragt..." 

CDU-Vereinigungen mit 
einem Gemeinschafts- 
stand (Seite 14) 

• die Einleitung von schnel- 
len Schritten zur Entbürokra- 
tisierung: „Wenn man sich 
bei öffentlichen Ausschrei- 
bungen vorkommt, als ob 
maneine Doktorarbeitschrei- 
ben muss, dann ist etwas faul 
im Land", so der Spitzenkan- 
didat der CDU NRW Jürgen 
Rüttgers. 

Im Altenpflegebereich 
werde die CDU 1000 neue 
Ausbildungsplätze schaffen, 
kündigte der Spitzenkandi- 
dat und Landesvorsitzende 
an. Zu dem Sofortprogramm 
gehört auch die Wieder- 
einführungvon Reiterstaffeln 
der Polizei und verstärkte 
Kontrollen gegen Graffitti- 
Schmierereien und den Dro- 

genhandel im Umfeld von 
Schulen. Jürgen Rüttgers be- 
tonte zudem, dass die Ar- 
beitszeiten in Deutschland 
ohne Lohnausgleich ver- 
längert werden müssten: „Es 
hat noch nie ein Volk seine 
Probleme dadurch gelöst, 
dass es weniger gearbeitet 
hat." Zu den ersten Maß- 
nahmen einer CDU-Landes- 
regierung gehört zudem ein 
Nein zum Antidiskriminie- 
rungsgesetz und zum Gen- 
technikgesetz. Bundes- und 

Jürgen Rüttgers 

EU-Recht sollen nur noch W 
umgesetzt werden und die 
Kommunen sollen sich von 
kostspieligen Standards be- 
freien. An Schulen will die 
Union den Unterrichtsausfal' 

bekämpfen. 
Eines der Kernprobleme 

in Nordrhein-Westfalen sei 
das mangelnde Vertrauen 
der Menschen: „Rot-Grün 
hat immer etwas anderes an- 

gekündigt, als nachher pas- 
siert ist", kritisierte Rütt- 
gers. Es sei nicht richtig, mit 
den Hoffnungen der Men- 
schen zu spielen. Deswegen 
stehe er für eine Strategie 

der Ehrlichkeit: „Wir sagen 
vor der Wahl ganz offen, was 
wir nachher tun werden- 
Und nach der Wahl machen 

wir genau das, was wir vor- 
her   versprochen   haben". 
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nut Linssen, Jürgen Rüttgers, Christa Thoben 

Versprach Rüttgers. Es 
Werde Zeit, dass wieder 
Vernunft regiere und nicht 
r°t-grüne Ideologie. „Wir 
w°Hen wirtschaftliche Ver- 
nunftundsozialeGerechtig- 
ke't miteinander verbinden - 

Schritt für Schritt", rief Rütt- 
gers den Gästen zu und ern- 
tete begeisterte Zustim- 
mung. Der Spitzenkandidat 
der CDU NRW warnte aber 
zugleich vorzu hohen Erwar- 
tungen. Zwar brauche das 

Land einen politischen Neu- 
anfang, aber das ginge nicht 
von heute auf morgen. „Poli- 
tik kann keine Arbeitsplätze 
schaffen, sie kann nur die 
Rahmenbedingungen set- 
zen", sagte Rüttgers. 

DAS SOFORTPROGRAMM 

Initiative für mehr Wachstum und Be- 
schäftigung, in deren Mittelpunkt die Ent- 

bürokratisierung des Landes steht. 
Beginn der Haushaltskonsolidierung 

nach einer ehrlichen Bestandsaufnahme 

der Landesfinanzen. 
Vorlage eines neuen Schulgesetzes und 

Einleitung von Maßnahmen zur Bekämp- 

fung des Unterrichtsausfalls. 
Wiedereinführung von Zeugnissen im 3. 

Schuljahr und von Unterricht in Chemie, 
physik und Biologie in den Klassen 5 bis 8. 

Verabschiedung eines Gesetzes gegen 
das Tragen von Kopftüchern durch Lehre- 
rinnen an öffentlichen Schulen. 

Vorlage eines Hochschulfreiheitsgeset- 
2es zur Stärkung des Wissenschaftsstand- 
0l"tes Nordrhein-Westfalen. 

Rücknahme der Pläne zum Abbau von Ka- 

pazitäten  an den  ingenieurwissenschaftli- 
chen Fakultäten unserer Hochschulen. 

Förderung der Unternehmensgründun- 
gen aus Hochschulen durch Beseitigung 
bestehender gesetzlicher Hürden. 

Initiative zur Mobilisierung von priva- 
tem Kapital gegen den Verfall der sozialen, 
wirtschaftlichen und kommunalen Infra- 

struktur. 
Neustrukturierung der Wirtschaftsför- 

derung und ihre Konzentration auf Mittel- 
stand, Handwerk und Existenzgründer. 

Schaffung von 1.000 neuen Ausbil- 
dungsplätzen im Altenpflegebereich. 

Wiedereinführung der Reiterstaffeln 
bei der nordrhein-westfälischen Polizei. 

Verstärkte Kontrollen gegen Graffiti- 
Schmierereien und gegen den Drogenhan- 

del im Umfeld der Schulen. 

i5|05 



Reformdebatte 

Angela  Merkel 

Mehr Mut zu Reformen 

Derl.Mai2005isteinerder 
traurigsten Maifeiertage 
in der Geschichte unseres 
Landes. Denn die Bundes- 

republik Deutschland be- 
findet sich inmitten der 
tiefsten wirtschafts- und 
sozialpolitischen Krise seit 
ihrer Gründung. Deutsch- 
land hat das geringste Wirt- 
schaftswachstum aller 25 
Länder der Europäischen 
Union. Noch nie war der 
Schuldenstand so hoch. 

Noch nie mussten die 
Menschen so sehr um ihre Al- 
tersvorsorge fürchten. Ar- 
mut nimmt dramatisch zu. 
An allen Ecken und Kanten 

engt die Bürokratie Kreati- 

vität und Gründergeist ein. 
Und über allem schwebt das 
Damoklesschwert von fünf 
Millionen arbeitslosen Men- 
schen. 

Werdiese Bilanz zieht, der 
redet unser Land nicht 
schlecht. Es hilft nichts, den 
Kopf in den Sand zu stecken. 
Es hilft nichts, sich der Rea- 
lität zu verweigern. Es rächt 
sich, wenn Politik zu lange 
wartet, Fehlerzu korrigieren. 
Und es rächt sich, wenn Poli- 
tik falsche Weichen stellt. 

Aber es lohntsich, wenn Poli- 
tik den Mut zu neuen Wei- 
chenstellungen   hat,   wenn 

Worten Taten folgen. 
Dann wird Politik 
glaubwürdig. Glaub- 
würdigkeit schafft 
Vertrauen. Ver- 
trauen ist Vorausset- 
zung dafür, dass die 
Menschen den lan- 
gen Weg der Refor- 
men mitgehen. Es 
gibt keine vernünf- 

tige Alternative 
dazu. 

In unserem Land 

aber sind Reden und 
Handeln nicht immer eins. 

Da werden Unternehmen 
alle in einen Topf geworfen, 
um im gleichen Augenblick 

für sie die Körper- 

schaftsteuer erneut zu sen- 
ken. Da wird vor Lohndum- 
ping gewarnt, um im glei- 
chen Augenblick Rumänien 
und Bulgarien nach ihrer 
Aufnahme in die EU weitge- 
hende Dienstleistungsfrei- 
heit zu geben, statt für die- 
se Länder bei den EU-Bei- 
trittsverhandlungen gene- 
relle Übergangsfristen ein- 
zufordern. Da beschließt die 
Bundesregierung die Ein- 
führung von Mindestlöhnen 
für alle Branchen als ein In- 
strument gegen die Bedro- 
hung durch Billigarbeiter 
von außen, obwohl sie damit 

das Problem auf deutschen 

Schlachthöfen noch keines- 

wegs löst, weil man dort ge' 
gen die Scheinselbststän- 

digkeit vorgehen muss und 

Mindestlöhne dagegen völ- 

lig sinnlos sind. 
Wer soll dieses Knäuel 

von Widersprüchen noch 
verstehen? Wie können die 
Menschen da noch an die Ge- 

staltungskraft politischen 

Handelns glauben? Das alles 
ist umso bedauerlicher, als 
es auf genau diesen Gestal' 

tungsanspruch der Politik 
gerade auch in Zeiten globa- 
ler Märkte ankommt. Politik 
muss auch heute gestalten 

wollen und können. DaS 

kann sie erfolgreich nur. 
wenn Reden und Handeln 

zusammenpassen. 
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Reformdebatte 

Wenn das jedoch wie bei 
er Bundesregierung offen- 

kundig nicht der Fall ist, 
dann verspielt Politik ihr 
höchstes Gut: ihre Glaub- 

würdigkeit. Dann stellt die 
Bundesregierung all das, 
Was mit der Agenda 2010 
dlJrchaus auf den richtigen 
Weg gebracht wurde, selbst 
ln Frage. Dann wirft sich 
Deutschland selbst zurück, 
statt die ersten richtigen Re- 
f°rrnschritte zu stärken. 

Angesichts dieses Befun- 
ds muss der 1. Mai 2005 uns 
aufrütteln. Fünf Millionen 
Arbeitslose verbieten ein 

fiteres Hin und Her. Fünf 
Millionen Arbeitslose ver- 
'angen eine Politik mit Ge- 
staltungskraft und Gestal- 
tungswillen auch in Zeiten 
S'obalerMärkte. Eine Politik, 
die weiß: Sozial ist, was Ar- 
be't schafft. 

Um dieses Ziel zu errei- 
Cnen, braucht Deutschland 
strukturelle Reformen - Re- 
0rrnen, die zusammen ein 
flüssiges Konzeptformen. 
0 kann es gelingen, die 

Kräfte, die in unserem Land 
und seinen Menschen ste- 
c*en, zu wecken und zu ent- 
Wlcl<eln, anstatt sie zu behin- 
Qern. Deshalb müssen wir 
0r allem Freiräume schaf- 
en und Leistungsanreize 

Setzen - auf dem Arbeits- 
takt, in den Sozialsyste- 
^er>> im Bildungsbereich und 
bei den Steuern. 

Erstens gilt es dazu, bessere 
Rahmenbedingungen für die 
Arbeitsplätze der Zukunft zu 
schaffen. Sie liegen in Inno- 
vation,Technologie und For- 
schung. 

Zweitens müssen noch vor- 
handene vielfältige Einstel- 
lungshindernisse auf dem 
Arbeitsmarkt abgebaut wer- 
den. Hierhin gehören be- 
triebliche Bündnisse für Ar- 
beit und flexible Arbeits- 

zeiten. 

Drittens muss auf allen Ge- 
bieten Bürokratie abgebaut 
werden. Vor allem aber darf 
nicht neue Bürokratie aufge- 
baut werden, wie die Bun- 
desregierung das mit ihrem 
Entwurf für ein Antidiskri- 
minierungsgesetz vorsieht. 

Viertens müssen die zu ho- 
hen Lohnzusatzkosten end- 

lich effektiv gesenkt und die 
Sozialbeiträge von den Löh- 
nen stärker abgekoppelt 

werden. Konkrete Schritte 
sind die Absenkung des Bei- 
trages zur Arbeitslosenver- 
sicherung, eine grundlegen- 
de Reform der Pflegever- 
sicherung und die Einfüh- 
rung des solidarischen Ge- 
sundheitsprämien-Modells 

zur Reform der gesetzlichen 
Krankenversicherung. 

Fünftens ist eine grundle- 
gende   Vereinfachung   des 

Steuerrechts erforderlich. 
Steuerliche Benachteili- 
gungen deutscher Betriebe 
und Unternehmen im in- 
ternationalen Wettbewerb 
müssen beseitigt werden. 

Sechstens muss der weitere 
Gang in die Neuverschul- 
dung endlich gestoppt wer- 
den. Nur so wird verhindert, 
dass unser Land weiter auf 
Kosten seiner Kinder lebt. 

Nur eine Politik, die einen 
solch konsequenten Reform- 
weg wählt, wird Ludwig Er- 
hards Grundsatz„Wohlstand 
für alle" wieder lebendig ma- 
chen. Nur so wird sich auch 
Leistung wieder lohnen. 
Wenn sich aber Leistung wie- 
der lohnt und wir verstehen, 
dass Freiheit und Wettbe- 
werb Hebel für Lebenschan- 
cen sind, werden wir auch 
wieder Solidarität und Ge- 
rechtigkeit in unserem Land 
verwirklichen können. Er- 
kennen wir das, dann kann 
derTagder Arbeit 2005 auch 
eine Chance für einen neuen 
Aufbruch sein. Deutschland 
braucht die-sen Aufbruch. 
Deutschland braucht soziale 
Partnerschaft statt Spaltung, 
Freiheit und Verantwortung 
statt Bürokratie und Be- 
vormundung, kurz: Soziale 
Marktwirtschaft statt Rot- 
Grün. 

Erschienen in Welt am Sonntag, 1. Mai 
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Aktionsmonat Mai 

Die CDU hat den Mai zum 
Aktionsmonat für mehr Ar- 
beit ausgerufen. 

Unterdem Motto „Arbeit 
statt Rot-Grün" will die 
Union mit einer bundes- 
weiten Aktion die misera- 
ble Arbeitsmarkt-Bilanz 
der rot-grünen Bundesre- 
gierung anprangern und 
für die Initiative der Bun- 
destagsfraktion „Pakt für Deutsch- 
land" werben. Ziel des Aktionsmonats ist es 
zu zeigen, dass Rot-Grün nichts unternimmt, 
um die Arbeitslosigkeit zu senken. Außer 
Wirtschaftsschelte und purem Wahlkampf- 
getöse fällt den Genossen nichts mehr ein. 
Die CDU hat dagegen mit ihrem „Pakt für 
Deutschland" sachliche Vorschläge für echte 
Reformen vorgelegt. Die CDU will endlich die 
Voraussetzungen für mehr Wachstum und 

Arbeitschaffen und nicht längerzusehen, wie 
die Wirtschaft immer mehr ins Stocken ge- 

rät und wie die SPD die Unternehmer aus 
Deutschland vertreibt. 

Der   Aktionszeit- 

raum ist breit 

angelegt,     s0 

dass   die   Ver- 

bände Ihre Ak- 
tionen    flexibel 
planen   können- 

Wie   schon   zur 
Aktionswoche 

„Anpacken    statt 
abwarten" hat die 
CDU-Bundesge- 

schäftsstelle   auch 
diesmal ein Paket mit Materialien zusam- 
mengestellt, das die Arbeit vor Ort unterstüt- 

zen soll. 

CDU-Generalsekretär Volker Kauder: 
„Unser Land hat eine bessere Regierung ver- 
dient-im Bund wie in Nordrhein-Westfalen- 

In Nordrhein-Westfalen haben wir eine gute 
Chance. Die Meinungsumfragen sehen uns 
vorn. Die Wahl ist aber, wie wir wissen, erst 
am 22. Mai abends entschieden. Wir müssen 
bis zum letzten Tag kämpfen. Beteiligen Sie 

sich an unserem Aktionsmonat!" 

Materialien zum Verteilen 

Aktionszeitung, Bundesausgabe 2/2005 
• Texte und Argumente im bewährten Format 
Bestell-Nummer: 1013 
Preis je 250 Stück: 18,50 € 
inkl. MwSt.: 19,80 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services • Bertelsmann-Versandzentrum • 

Postfach 1162,33759 Versmold -Telefax 05241-8041892- 

E-Mail: cdu-shop@bertelsmann.de 
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Aktionsmonat Mai 

Leporello „So entstehen neue Jobs." 
• Die Vorschläge der CDU für einen flexiblen Arbeitsmarkt; 
Bestell-Nummer:2171 
Prejsje 100 Stück: 11,00 € 
11.77€inkl.MwSt. 

^porello „Anpacken statt abwarten. 
s0 Ideen für mehr Wachstum und Arbeit" 
• 50 konkrete Ideen für mehr Wachstum und Arbeit; 
Bestell-Nummer:2195 
preis je 50 Stück: 9,00 € 
9-63 € inkl. MwSt. 

Leporello „Wo die Union regiert, läuft s besser" 
• Bessere Politik wirkt: Die Bilanz der Union in den Ländern 
Bestell-Nummer:2200 
Preis je 200 Stück: 13,70 € 
l4-66€inkl.MwSt. 
Bestellungen für diesen Leporello nur per E-Mail unter 
kestellung@ubg-medienzentrum.de 

download unterwww.cdunet.de  
F|ugblätter 
• zum Thema Wirtschaft/Arbeit und „Wo die Union regiert, läuft's besser" 

Grafik 
* zum Thema „Rot-Grüne Trendwenden" 

^intergrundinfo 
* Die CDU fordert eine nationale Kraftanstrengung zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
und bietet der Bundesregierung einen „Pakt für Deutschland" an. Neben der Kurzfassung 
in Form eines Flugblattes (s.o.) stellen wir Ihnen die ausführliche Fassung des 32-Punkte 
^fassenden Forderungskatalogs von CDU und CSU zur Verfügung. 

Aktionsstempel 
• Mit dem Aktionsstempel „Arbeit statt Rot-Grün" können Sie Ihre eigenen Aktionsmate- 
r'alien versehen. 

Aktionsvorschläge 
• In einer Liste finden Sie Vorschläge für Veranstaltungen und Aktionen rund um die 

fernen Arbeit und Wirtschaft. 
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„Konzept für Europäische 
Nachbarschaftspolitik entwickeln" 

Die Erweiterung der Euro- 
päischen Union stößt zu- 
nehmend an ihre Grenzen. 
Nachdem über Jahre Frie- 
den, Stabilität und Wohl- 
stand durch Erweiterungen 
gesichert wurden, ist heute 
mehr denn je die Hand- 
lungsfähigkeit der EU in 
Gefahr. 

Die Europäische Union ist 
nun gefordert, ein substanti- 
elles, ambitioniertes und 
weitreichendes Angebot an 
ihre Nachbarn zu machen, 
welches auf gemeinsamen 
Interessen, aber auch auf ge- 
meinsamen Werten beruht 

und ihnen eine attraktive Al- 
ternative zur Vollmitglied- 
schaft anbietet. Ein solches 
Angebot kann die Europä- 

ische Nachbarschaftspolitik 
sein. 

Nicht alle Probleme in 
ihrem Umfeld kann die Eu- 
ropäische Union in Zukunft 

durch die eigene Erweiterung 
lösen. Bereits heute istdie EU 
andenGrenzenihrerAufnah- 
mefähigkeit angelangt. 

DieEU muss daher einam- 
bitioniertes Konzept für ihre 
Nachbarn entwickeln, wel- 
ches ihnen privilegierte Be- 
ziehungen anbietet, die sub- 
stanziell einen anderen Cha- 
rakter haben, als die Bezie- 

Armin Laschet 

hungen der EU zu den ande- 
ren Regionen der Welt. Ge- 
richtet ist die Europäische 
Nachbarschaftspolitik an die 
Länder in Osteuropa, im Süd- 
kaukasus sowie an die Mittel- 
meeranrainer. Auch die Tür- 
kei sollte nicht Vollmitglied, 
sondern privilegierter Part- 
ner der EU sein. Die Europä- 
ische Nachbarschaftspolitik, 
die 2003 von Romano Prodi 
angestoßen wurde, gibt ei- 
nem solchen Konzept erste 
Konturen. Vorgesehen ist ei- 
ne stufenweise Angleichung 
der Gesetze, die zur gradua- 
len Teilnahme am Binnen- 

markt führen soll. Darüber 
hinaus ist eine enge Zusam- 
menarbeit im Bereich der 
Außen,- und Sicherheitspoli- 
tik, in Justiz- und Energiefra- 
gen sowie die Teilnahme an 
Gemeinschaftsprogrammen 

in den Bereichen Kultur, Buj 
dung, Umwelt, Forschung 

und Wissenschaft ein fester 
Bestandteil des Nachbar- 

schaftskonzepts. 
Am Ende dieses Prozesses 

soll ein Nachbarschaftsab- 

kommen stehen. Dies macht 
die Nachbarschaftspolitik 

konkret, greifbar und attrak- 
tiv für die Nachbarn. Die Eu- 
ropäische Nachbarschafts- 
politik kann keine Einheitslö- 
sungfür alle 16 Länderanbie- 

ten. Viel mehr ist ein maßge' 
schneiderter Ansatz gefor- 
dert, der sowohl zwischen 

den europäischen und nicht- 
europäischen Ländern unter- 
scheidet, als auch zwischen 
denen, die bereit und willens 
sind, auf der Basis der ge' 
meinsamen Werte einen ho- 
hen Grad der Integration zu 
erreichen und denen, die von 
den Prinzipien der EU weit 
entfernt sind. Nur dann kann 
die EU richtige Anreize 

schaffen und eine ausdiffe' 
renzierte und ambitionierte 

Nachbarschaftspolitik ge- 
stalten. 

Armin Laschet MdEP ist 
Vorsitzender des Bundes- 
fachausschusses Internatio- 

nale Zusammenarbeit und 

Menschenrechte der CD^ 
Deutschlands. 
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Baden-Württemberg 

Südwest-CDU wählt neue Führungsspitze 

(v-!) Günther Oettinger, Angela Merkel, Erwin Teufel und Volker Kauder 

^'e baden-württembergi- 
scheCDUhateineneueFüh- 
rungsspitze gewählt. 

Wenige Tage nach der 
wahlvonGüntherOettinger 
2Um Ministerpräsidenten 
des Landes Baden-Württem- 

Nrg wurde der neue Regie- 
rLjngschef auf einem Landes- 
Parteitag in Ulm als Näch- 
tiger von Erwin Teufel ins 
^fnt des Parteivorsitzenden 

gewählt. 
In seiner Abschiedsrede 

a's Landesvorsitzender nann- 
te Erwin Teufel, der 14 Jahre 
ang den Landesverband 
"Öhrte, als wichtige Zukunfts- 
aufgaben die Stärkung der 
Familie, die Bildungspolitik 
und eine Verlagerung öf- 
fentlicher Zuständigkeiten 
v°n oben nach unten. „In 

Baden-Württemberg ist die 
CDU die Partei des Mittel- 
stands und der einfachen 
Leute. So lange sie das 
ble'bt, bleibt sie auch an der 

^egieru ng. So einfach ist das- 

und auch so schwierig," er- 
klärte Teufel das Rezept sei- 

nes Erfolgs. 
Günther Oettinger dankte 

dem scheidenden Landesvor- 
sitzenden für seine erfolgrei- 
che Arbeit, die Baden-Würt- 
temberg in der Spitzen- 
gruppe der Bundesländer 
etabliert hat. Oettinger be- 
tonte, der Wechsel an der 
Spitze der Landes-CDU be- 
deute keinen Politikwechsel, 
sondern vielmehr die Fort- 
führung einer jahrzehntelan- 
gen, erfolgreichen Arbeit. Er 
zeigte sich überzeugt, die 
Geschlossenheit der Partei 

werde die CDU Baden-Würt- 
temberg „chancenreich in 
das Wahljahr 2006 bringen". 

Die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands, Angela Mer- 
kel, würdigte in ihrer Rede vor 

den 380 Delegierten die Ar- 
beit des langjährigen Regie- 
rungschefs und Landesvor- 
sitzenden. Erwin Teufel habe 
die CDU in den vergangenen 

Jahren auch über die Landes- 
grenzen maßgeblich mitge- 
prägt. „Sie haben das soziale 
Gewissen der Christlich-De- 
mokratischen Union ge- 
schärft. Deshalb haben die 
Menschen im Land Ihnen ver- 
traut." In ihrer Rede, die unter 
dem Titel „Deutschland kann 
mehr" stand, bekräftigte An- 
gela Merkel ihre Forderung 
nach einer steuerlichen Ent- 

lastung des Mittelstands. Pri- 
orität habe dabei die Verän- 
derung der Erbschaftssteuer. 
Außerdem kritisiertedie Vor- 
sitzende die rot-grüne Ar- 
beitsmarktpolitik. Deutsch- 
land sei in einer extrem 
schwierigen Situation, erklär- 
te die Vorsitzende. 

Neben der Wahl des Lan- 
desvorsitzenden standen 
außerdem die Wahl des Ge- 
neralsekretärs und zum Lan- 

desschatzmeister auf der Ta- 
gesordnung. Zum neuen Ge- 

neralsekretär und damit zum 
Nachfolger von Volker Kau- 
der, der seit einigen Mo- 
naten Generalsekretär der 
Bundes-CDU ist, wurde der 
Heilbronner Bundestagsab- 
geordnete Thomas Strobl 
mit 90,7 Prozent der Stim- 
men gewählt. Als neuen 
Schatzmeister der Landes- 
CDU bestimmten die Dele- 
gierten den Unternehmer 
Hans Reichenecker. 
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Volksparteien in Saar-Lor-Lux 
beschließen Zusammenarbeit 

Die in der Europäischen 
Volkspartei EVP zusam- 
mengeschlossenen christ- 
lich-demokratischen Par- 
teien der Saar-Lor-Lux-Re- 
gion werden in Zukunft eine 
eigene Plattform bilden. 

Der Landesvorstand der 
saarländischenCDUhateine 
„Charta der Zusammenar- 
beit der EVP-Parteien in der 
Großregion Saar-Lor-Lux" 
beschlossen. Die Charta, die 
gemeinsam mit der luxem- 
burgischen Christlich Sozia- 
len Volkspartei (CSV) und 
der Union pour un move- 
ment populaire (UMP) in Lo- 
thringen entworfen wurde, 
sieht vor, dass die Parteien 
erstmals gemeinsame Gre- 
mien bilden, um die grenz- 
überschreitende Zusam- 
menarbeit zu intensivieren. 
In Zukunft soll einmal im Jahr 
ein „Saar-Lor-Lux-Parteitag" 
stattfinden. Außerdem soll 
ein gemeinsamer Vorstand 
gebildet werden. Die Charta 
nennt als Ziel für die politi- 
sche Zusammenarbeit die 
Entwicklung der Region 
Saar-Lor-Lux zu einer Mo- 
dellregion in Europa. Hierfür 
sollen die in der EVP-Saar- 
Lor-Lux zusammengeschlos- 
senen Parteien gemeinsame 
politische   Initiativen   ent- 

Stephan Toscan 

wickeln. Zur Stärkung der 
parlamentarischen Arbeit 
sollen die aus der Region 
stammenden Mitglieder der 
EVP-Fraktion im Ausschuss 
der Regionen, im Europä- 
ischen Parlament und im In- 
terregionalen Parlamenta- 
rierrat ihre Arbeit enger ab- 
stimmen. Ein „Saar-Lor-Lux- 
Parteitag", bei dem auch die 

Schwesterparteien aus Bel- 
gien und Rheinland-Pfalz 

mitwirken sollen, wird noch 
in diesem Jahr stattfinden. 

„Wir haben uns zum Ziel 
gesetzt, die europäische 
Kernregion Saar-Lor-Lux auf 

allen Feldern voranzubrin- 

gen. Deshalb wollen wir die 
grenzüberschreitende Zu- 
sammenarbeit zwischen den 
christdemokratischen Par- 
teien der Region verstärken 
und institutionalisieren. 

Saar-Lor-Lux heißt, Modell- 
region für Europa zu sein- 
Diesen historischen Auftrag 
tagtäglich mit politischem 

Leben zu erfüllen, ist auch 

eine Herausforderung für 

die christdemokratischen 

Volksparteien," erklärte der 
Generalsekretär der CDU 

Saar, Stephan Toscani. 

PREIS FÜR VERDIENSTE UM EINHEIT 

Die früheren Regierungs- 
chefs George Bush, Mich- 
ail Gorbatschow und 
Helmut Kohl werden mit 
dem erstmals vergebenen 
Point-Alpha-Preis des Ku- 
ratoriums Deutsche Ein- 
heitausgezeichnet. 

Der frühere US-Präsi- 
dent, der ehemalige so- 
wjetische Staatschef und 

der Alt-Bundeskanzler 

hätten mit ihrer Politik die 
Voraussetzungen dafür 

geschaffen, dass die deut- 
sche Einheit vor 15 Jahren 
möglich wurde und auch 
Europa wieder zusammen 
gefunden habe, betonte 

die Präsidentin des Kura- 
toriums, Christine Lieber- 

knecht. 
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Mecklenburg-Vorpommern 

Homepage im neuen Outfit 
D|eHomepagedes 
Landesverbandes 
'Mecklenburg- 
Vorpommern er- 
scheint ab sofort 
untercdu-mv.dein 
e'nem neuen Out- 
fit. 

Mit der neuen 

Homepage, die an 
^as neue Cl der 
°undespartei ange- 
Passt und wesent- 
'ich übersichtlicher gestaltet 
wurde, werden die Besucher 
überdie Politik und Partei in- 
formiert. „Viele Funktionen 
und Daten der „alten" Home- 
Page sind in die neuen Sei- 
ten eingearbeitet und durch 
neue Funktionen ergänzt 
worden", erklärte Landesge- 
Schäftsführer Klaus-Dieter 
Götz beim Start der neuen 
seiten. 

Unter der Rubrik „Politik" 
findet man Materialien, Pro- 
gramme und aktuelle Be- 
schlüsse. Unter dem Stich- 
wort „Partei" sind Informa- 
tionen rund um die Parteior- 
ganisation, Ansprechpartner 
sowie Informationen zu den 
Vereinigungen und Landes- 
fachausschüssen abrufbar. 
Pünktlich zum sechzigsten 
Parteijubiläum wurde auch 

eine eigene Seite 
zur Geschichte der 
CDU erstellt. „Bei 
der Gestaltung 
wurden zahlreiche 
Vorschläge aus 
den Kreisverbän- 
den aufgegriffen 
und umgesetzt", 
erklärte Klaus-Die- 
ter Götz. Besonde- 
rer Augenmerk 
wurde auf den Be- 

reich „Service" gelegt: Hier 
haben Mitglieder und Inter- 
essierte die Möglichkeit, 
schnell und eigenständig In- 
formationsmaterial herun- 
terzuladen. Außerdem wurde 
die beliebte Bildergalerieein- 
gearbeitet. „Gern nehmen 
wir auch Ihre Wünsche und 
Anregungen auf. Schreiben 
Sie uns!", so Landesgeschäfts- 
führer Klaus-Dieter Götz. 

JÜRGEN SEIDEL VORGESCHLAGEN 

Der Landesvorstand der 
CDU MV schlägt dem 
20. Landesparteitag der 
CDU Mecklenburg-Vor- 

pommern am 22. Oktober 
2005 vor, Jürgen Seidel 
zum Landesvorsitzenden 
2u wählen und als Spitzen- 
kandidat für die im Herbst 
2006 stattfindende Land- 
tagswahl in Mecklenburg- 

Vorpommern zu nominie- 

ren. Diesen Beschluss 
fasste der Landesvor- 
stand einstimmig in 
geheimer Abstimmung 
auf einer Landesvor- 
standssitzung. Die Mit- 
glieder der Vorsitzen- 
denkonferenz begrüß- 
ten anschließend diese 

Entscheidung. Lorenz 
Caffier soll als Generalse- 
kretär an der Seite von Jür- 

Jürgen Seidel und Eckhardt Rehberg 

gen Seidel die politische 

Arbeit unterstützen. 
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Aus den Ländern 

Bremen 

Keine Alternative zur 
Großen Koalition in Bremen 

Bremens CDU-Landesvor- 
sitzender Bernd Neumann 
hat sich auf dem diesjähri- 
gen Landesparteitag zu ei- 
ner Fortsetzung des Bünd- 
nisses mitder SPD bekannt. 

„Zur Großen Koalition 
gibt es derzeit keine ernst- 
hafte Alternative", sagte 
Bernd Neumann vor den 
rund 230 Delegierten. „Die 
Große Koalition hat Er- 
staunliches geleistet und 
notwendige Zukunftsinve- 
stitionen getätigt." Der 
Strukturwandel sei einge- 
leitet, die Vulkan-Pleite 
überwunden, Gewerbege- 
biete ausgewiesen, wich- 
tige Straßen und Verkehrs- 
anbindungen wieder ge- 
baut, die Abwanderung aus 
Bremen gestoppt. Bremens 
Wirtschaftskraft liege bei 
140 Prozent, also 40 Punkte 
über dem Bundesdurch- 

schnitt. Berlin komme bei- 
spielsweise nur auf 89 Pro- 

zent. 
Die finanzielle Lage Bre- 

men sei jedoch weiterhin 
ein Problem. „Ursache ist 
die derzeitige ungerechte 
Steuerzerlegung", erklärte 
Bernd Neumann. „Dadurch 
werden aus Bremen mehr 

Generalsekretär Volker Kauder und Bremens CDU-Landeschef Bernd Neumann 

am Rande des Parteitags. 

Mittel abgezogen als wir aus 
dem Finanzausgleich wie- 
der zurück erhalten. Wir 
brauchen deshalb ein ge- 
rechtes Steuersystem, das 
auch den Stadtstaaten die 
Existenz sichert." Bremen 

stehe angesichts seiner Fi- 
nanzprobleme vor der bis- 

her größten Herausforde- 
rung im Hinblick auf seine 
Selbstständigkeit. „Hierzu 
bedarf es der Kraft einer 

breiten Parlamentsmehr- 
heit und eines Bündnisses 
der beiden großen politi- 
schen Parteien", so Bernd 
Neumann. 

Generalsekretär Volker 
Kauder ging als Gastredner 
auf dem Landesparteitag 

mit der rot-grünen Bundes- 

regierung scharf ins Ge- 
richt. Sie belüge die Men- 

schen in Deutschland und 
müsse endlich einmal die 
überbordende Bürokratie 
abbauen, die Lohnneben- 

kosten senken und das 
Arbeitsrecht reformieren- 
Dass die CDU eine bessere 
Politik mache, zeigten die 
CDU-regierten Länder. Vol- 

ker Kauder: „Dies gilt <& 
September 2006 dann auch 

für den Bund in Berlin." 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Clement muss endlich 
Position beziehen 

Klärung zur anhaltenden 

••Kapitalismuskritik" in der 
SPD; 

Wolfgang Clement darf 
nicht länger schweigen. Seit 
Tagen und Wochen schaut 
der Wirtschaftsminister zu, 
w'e unser Standort von eini- 
gen unverbesserlichen Ideo- 
'°gen in seiner Partei beschä- 
digt wird. Dieser üble wahl- 

kampfbedingte Schachzug 
zerstört jegliche Hoffnung 
auf eine Belebung unserer 
Wirtschaft und verhindert 
genau das, was wir im Mo- 
ment am dringendsten brau- 
chen: eine Aufbruchmenta- 
lität, die die Stärken unseres 
Standortes in den Vorder- 
grund stellt und diesen auch 
für ausländische Investoren 
attraktiver macht. 

Jetzt ist endlich der ver- 
antwortliche Minister gefor- 
dert, dem Kesseltreiben ge- 

gen unsere Unternehmer und 
Selbständigen ein Ende zu 
setzen. Nicht zuletzt die vie- 
len fleißigen Mittelständler, 
die das Rückgrat unserer 
Wirtschaft bilden, haben un- 
ter der undifferenzierten 
„Kapitalismus"- und „Profit"- 
Kampagne zu leiden. 

Mit Klassenkampf-Paro- 
len aus dem 19. Jahrhundert 
sind noch nie Arbeitsplätze 
geschaffen worden. Selbst bei 
den Grünen reift inzwischen 
die Erkenntnis, dass sich Herr 

9. KONRAD-ADENAUER-PREIS FÜR KOMMUNALPOLITIK 

Zum neunten Mal 
schreibt die Korn 
munalpolitische 
Vereinigung der 
CDU und CSU 

Deutschlands 
(KPV) unter der 
Schirmherrschaft der 
Vorsitzenden der CDU, An- 
gela Merkel, und des Vorsit- 
zenden der CSU, Edmund 
Stoiber, den Bundeswettbe- 
werb „Konrad-Adenauer- 
Preis für Kommunalpolitik" 
aus. Ziel des Wettbewerbs 
lst die Stärkung der kommu- 

nalen Selbstverwaltung. Ge- 
sucht und ausgezeichnet 
Werden deshalb Leistungen 
Und Initiativen von Bürge- 
rinnen und Bürgern zur 
Stärkung des Gemeinwe- 
sens und des Gemeinsinns, 
von freien Trägern, Verei- 
nen   und   Verbänden   zum 

Ausbau der aktiven 
Bürgergesellschaft, 
von Gemeinde-, 
Stadt- und Kreis- 
tagsfraktionen zur 

Weiterentwicklung 
der Kommunalen 

Selbstverwaltung. 
„Die bisher durchgeführ- 

ten acht Wettbewerbe ha- 
ben gezeigt, wie durch Ein- 
fallsreichtum Freiräume im 
politischen Handeln ge- 
nutzt werden können. Bür- 

gerinnen und Bürger haben 
oft unter schwersten Bedin- 
gungen durch ihre Initiati- 
ven und durch ihre Eigen- 
verantwortung die kommu- 
nale Selbstverwaltung ge- 
stärkt und fortentwickelt. 
Und auch dieser „Konrad- 
Adenauer-Preis für Kommu- 
nalpolitik" wird beweisen: 
Die Menschen  in unseren 

Städten und Gemeinden 
lassen sich nicht unterkrie- 
gen und wehren sich hart- 
näckig und mit kreativen 
Mitteln gegen die Bevor- 
mundung durch den Staat!" 
erläuterte der Bundesvor- 
sitzende der KPV, Peter 
Götz MdB, bei der Vorstel- 
lung des Preises. 

Zur Teilnahme berech- 

tigt sind CDU/CSU-Fraktio- 
nen in Kreisen, Städten und 

Gemeinden, Bürgerinitiati- 
ven, freie Träger, Vereine 

und sonstige Organisatio- 
nen. Zur Teilnahme ange- 
meldet werden diese Initia- 
tiven durch die Kommunal- 
politischen Vereinigungen 
in den Ländern, Kreisen, 
Städten und Gemeinden. 
Weitere Informationen fin- 
den Sie unter www.konrad- 
adenauer-preis.de. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Müntefering mit seinen pau- 
schalen Angriffen gegen 
unsere Unternehmer und 
Selbständigen heillos ver- 

rannt hat. Es dürfte sich her- 
umgesprochen haben, dass 
die SPD über ihre Unterneh- 
mens-Holding selber tatkräf- 
tig am Arbeitsplatzabbau bei- 
spielsweise bei der „Frankfur- 
ter Rundschau" mitwirkt-aus 
nachvollziehbaren   betriebs- 

wirtschaftlichen Erwägun- 
gen. Wenn Clement nicht bald 
eine Kehrtwende zur wirt- 
schaftpolitischen Vernunft 
einleiten kann, wird sich auch 
die negative Tendenz von ab- 
nehmendem Wachstum und 
dem weiteren Abbau von Ar- 
beitsplätzen fortsetzen. 

Dagmar G. Wöhrl ist die 
wirtschaftspolitische Frakti- 
onssprecherin. 

,WENN DEIN KIND DICH MORGEN FRAGT...* 

Unterdiesem Leitwortaus 
dem 5. Buch Mose im Al- 
ten Testament findet der 
30. Deutsche Evangelische 

Kirchentag vom 25.-29. 
Mai 2005 in Hannover 
statt. 

Mit diesem Leitwort 
wird die Blickrichtung des 
diesjährigen Treffens vor- 
gegeben: Welche Welt hin- 
terlassen wir der nächsten 
Generation? Wie steht es in 
diesem Zusammenhang mit 
der Generationengerech- 
tigkeit? Was müssen wir 
tun, um unserer Verantwor- 
tung gerecht zu werden? 
Als Vertreter und Vertrete- 
rinnen der Volkspartei mit 
dem „C" im Namen ist es für 
uns Anspruch und Heraus- 
forderung, sich bei diesem 

viel versprechenden Ereig- 
nis einzubringen. 

Die CDU-Vereinigungen 
EAK, CDA, SU und RCDS 
sind mit einer Standge- 
meinschaft auf dem „Markt 
der Möglichkeiten" in Halle 
5 der Messe Hannover am 
26. und 27. Mai 2005, täg- 
lich von 10.00 - 19.00 Uhr, 
am 28. Mai von 10.00 - 
17.00 Uhr, vertreten (Stand- 
nummer 5 F 03/05/07/09). 

Der EAK begrüßt am 
Donnerstag, 26. Mai, um 
13.15 Uhr die Vorsitzende 
der CDU Deutschlands, An- 
gela Merkel, und am Sams- 
tag, 28. Mai, den stellver- 
tretenden Fraktionsvorsit- 
zenden Wolfgang Schäuble 
auf dem Stand. Am Mitt- 
woch, 25. Mai, lädt der Bun- 

desvorsitzende des Evange- 
lischen Arbeitskreises der 
CDU/CSU, Thomas Rachel 
MdB, zum 2. Empfang des 
EAK im Rahmen des Evan- 

gelischen Kirchentages ein. 
Als Gäste werden unter an- 
derem Angela Merkel, der 
Präsident des Deutschen 

Evangelischen Kirchenta- 
ges, Eckhard Nagel, die 
Bischöfin der Ev.-Iuth. Lan- 
deskirche Hannovers, Mar- 

got Käßmann, und der Mi- 
nisterpräsident des Landes 
Niedersachsen, Christian 

Wulff, erwartet. 
Besuchen Sie den Stand 

auf dem „Markt der Mög- 
lichkeiten"! Die Vereinigun- 

gen freuen sich auf Sie und 

auf ereignisreiche Tage in 
Hannover! 

Evangelischer 
Arbeitskreis 
der CDU/CSU CDA Senioren 

Union ecu ääik 
CDU-Vereinigungen auf dem 30. Deutschen Evangelischen Kirchentag in Hannover 
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